
 

 

PRESSEMITTEILUNG 

Rassistische Angriffe auf Muslim*innen: CLAIM fordert eine Auseinandersetzung mit 
antimuslimischem Rassismus in Deutschland 
 

Berlin, 28.02.2019 – Knapp zwei Wochen nach den Übergriffen auf junge Muslim*innen in Berlin, 

verurteilt die Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit CLAIM die Angriffe und das politische Still-

schweigen. Die Vorfälle wurden von politischer Seite weitestgehend unkommentiert hingenommen, 

eine gesamtgesellschaftliche Solidarität mit den Betroffenen blieb aus. CLAIM fordert eine konsequen-

te Auseinandersetzung mit antimuslimischem Rassismus in Deutschland und sieht die Bundesregie-

rung in der Pflicht, entschiedener gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit vorzugehen. 

 „Wir beobachten, dass sich der Umgang mit Muslim*innen in Deutschland verschlechtert und diese 

als „Problemgruppe“ wahrgenommen werden. Antimuslimischer Rassismus ist dabei kein Phänomen, 

welches rechter Gesinnung zuzuordnen ist. Vielmehr ziehen sich Ressentiments durch alle Bevölke-

rungsgruppen“, so Nina Mühe, Projektleitung von CLAIM. „Um antimuslimischem Rassismus zu be-

gegnen ist es wichtig, diesen auch als solchen zu identifizieren und konsequent zu ächten. Wichtig ist, 

dass antimuslimischer Rassismus kein Problem der muslimischen Bevölkerung bleibt, sondern als 

gesamtgesellschaftliches Problem einzuordnen und als ein Angriff auf unsere Demokratie als Ganzes 

zu werten ist.“  

Laut einem offiziellen Bericht des Innenministeriums ging die Zahl der islamfeindlich motivierten An-

griffe 2018, im Vergleich zum Vorjahreszeitraum, insgesamt zurück - zugenommen hat jedoch die 

Zahl der verletzten Menschen. CLAIM mahnt, dass die offizielle Statistik nicht das wahre Ausmaß des 

antimuslimischen Rassismus abbildet. Die Dunkelziffer antimuslimischer Übergriffe wird um ein Vielfa-

ches höher geschätzt. 

CLAIM appelliert, entschlossen gegen die zunehmenden antimuslimischen Angriffe vorzugehen und 

fordert die Bundesregierung auf, Strategien gegen antimuslimischen Rassismus zu entwickeln. „Der 

Nationale Aktionsplan gegen Rassismus, der 2017 verabschiedet wurde, ist durchaus positiv zu be-

werten, lässt aber konkrete Maßnahmen vermissen. Ein/e Beauftragte/r für antimuslimischen Rassis-

mus wäre ein erster Schritt, dem Problem eine neue Sichtbarkeit zu geben und der Bekämpfung von 

Islam- und Muslimfeindlichkeit in Deutschland eine neue Relevanz zu verleihen“, so Nina Mühe.   

Hintergrund: Anfang Februar wurden in Berlin innerhalb kurzer Zeit mehrere Kinder und Jugendliche 

Opfer antimuslimischer und rassistischer Übergriffe. Zwei Mädchen aus Syrien im Alter von 15 und 16 

Jahren wurden von einem Mann mehrfach mit der Faust ins Gesicht geschlagen und wegen ihres 

Kopftuchs beleidigt. Einem 12-jährigem Mädchen wurde versucht, das Kopftuch herunter zu reißen. 



 

 

Das Mädchen wurde zudem mit einer augenscheinlich mit Blut gefüllten Spritze bedroht. Ein Junge 

wurde zudem rassistisch beleidigt und von anderen Jugendlichen attackiert.  

Über CLAIM: CLAIM bildet eine breite gesellschaftliche Allianz gegen die Ausgrenzung von Musli-

minnen und Muslimen, gegen Intoleranz, Diskriminierung, Islam- und Muslimfeindlichkeit. CLAIM ist 

ein Projekt der MUTIK gGmbH, gefördert vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend (BMFSFJ) im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ und der Stiftung Mercator. 

Weitere Informationen zu CLAIM unter www.claim-allianz.de 
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